Mindestlohngesetz (MiLoG)

Seit dem 1.1.2015 gilt in Deutschland einheitlich ein gesetzlicher Mindestlohn. Das Mindestlohngesetz gilt grundsätzlich für alle Betriebe des Installateur- und Heizungsbauerhandwerks, des Spengler- sowie des Ofen- und Luftheizungsbauerhandwerks. Nur ausnahmsweise sind Betriebe nicht betroffen, wenn sie keine überwiegenden Bauleistungen erbringen. Nachfolgend finden Sie die wesentlichen Inhalte dargestellt.

Mindestlohn (§§ 1, 24)

Mit dem neuen MiLoG wird ein bundesweit geltender Mindestlohn in Höhe von 8,50 Euro ab dem 01.01.2015 verbindlich eingeführt. Bis zum 31.12.2016 haben betroffene Branchen die Möglichkeit, durch bundesweit geltende allgemein verbindliche Branchenmindestlöhne diesen gesetzlichen Mindestlohn zu unterschreiten, bis zum 31.12.2017 können sie bei Einhaltung des Mindestlohnniveaus von 8,50 Euro mit spezifischen Übergangsregeln eine vernünftige Einphasung in den Mindestlohn aushandeln. Die Festlegung höherer allgemein verbindlicher Branchenmindestlöhne ist auch danach weiterhin möglich.

Das Mindestlohngebot gilt grundsätzlich für alle Arbeitnehmer. Ausnahmen vom gesetzlichen Mindestlohn bestehen nur für:

· Langzeitarbeitslose (mindestens 1 Jahr) in den ersten 6 Monaten der Beschäftigung

· Jugendliche unter 18 Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbildung

· Praktikanten, wenn das Praktikum z.B. nach der Schul-, Ausbildungs- oder Studienordnung verpflichtend ist

· Praktikanten, die ein Orientierungspraktikum von maximal 3 Monaten vor Berufsausbildung oder Studium leisten

· Praktikanten, die das Praktikum von bis zu 3 Monaten begleitend zu einer Berufs- oder Hochschulausbildung leisten.

Darüber hinaus sind Auszubildende nicht vom MiLoG erfasst.
Fälligkeit des Mindestlohnanspruchs (§ 2)

Der Mindestlohnanspruch ist spätestens zum letzten Banktag des Folgemonats zu zahlen. Dies bezieht sich nicht nur auf die vereinbarten, sondern auf die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden. 

Abweichend hiervon sind Mehrstunden auf schriftlich vereinbarten Arbeitszeitkonten innerhalb von 12 Monaten nach dem Erfassungsmonat durch bezahlte Freizeitgewährung oder Zahlung des Mindestlohns auszugleichen (arbeits- oder tarifvertragliche Regelung oder durch Dienst- bzw. Betriebsvereinbarung), wenn nicht bereits durch das verstetigte Arbeitsentgelt der für sämtliche geleistete Arbeitsstunden einschließlich Mehrstunden geschuldete Mindestlohn bewirkt wird. In diesem Fall unterfällt das Arbeitszeitkonto nicht den vorgenannten Fälligkeitsvorgaben.

Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind die Überstunden spätestens bis zum Ende des auf die Beendigung folgenden Kalendermonats auszugleichen. Monatlich dürfen nicht mehr als 50% der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit auf das Arbeitszeitkonto eingestellt werden. 

Wertguthabenvereinbarungen nach SGB IV (einschließlich Altersteilzeitregelungen im Sinne des AltTZG) unterfallen den vorgenannten Fälligkeitsregelungen nicht.

Unabdingbarkeit des Mindestlohnanspruchs (§ 3)

Zur Vermeidung der Umgehung der Mindestlohnregelungen sind die gesetzlichen Regelungen ausdrücklich unabdingbar. Vereinbarungen über ein Unterschreiten des Mindestlohnes oder seine Beschränkung oder Ausschluss sind mit Ausnahme besonders geregelter Fälle unwirksam. Auch ein Verzicht ist grundsätzlich unzulässig und kann nur für bereits entstandene Ansprüche im Wege eines gerichtlichen Vergleichs erfolgen (weil in diesem Fall der Arbeitnehmer ausreichend vor ungerechtfertigtem Verlust seines Mindestlohnanspruchs geschützt ist). Unwirksam sind damit auch abweichende Individual- und Kollektivvereinbarungen zu Höhe und Fälligkeit bzw. Verwirkung von Ansprüchen aus dem Arbeitsverhältnis in Bezug auf den Mindestlohn. Der über den Mindestlohn hinausgehende Lohnanteil kann hingegen solchen Vereinbarungen weiterhin unterworfen werden.

Mitwirkungs- und Dokumentationspflichten (§ 17)

Zur wirksamen Kontrolle und Durchsetzung durch den Zoll werden auch im SHK-Handwerk Mitwirkungspflichten der Unternehmen, Meldepflichten für ausländische Unternehmen und Verleiher sowie Dokumentationspflichten der Arbeitgeber zu Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit eingeführt.

Konkret muss der Arbeitgeber - er kann die Verpflichtung jedoch auf andere Personen delegieren - spätestens mit Ablauf des siebten Tages nach der Arbeitsleistung 

- Beginn,

- Ende und

- Dauer

der täglichen Arbeitszeit aufzeichnen. Ab diesem Zeitpunkt (siebter Tag) ist die Aufzeichnung zwei Jahre aufzubewahren. Formvorschriften bestehen für die Aufzeichnung nicht, allein entscheidend ist die Vollständigkeit. Eine Mustertabelle in Excel finden Sie ebenfalls in der Rubrik „Gesetzlicher Mindestlohn“. 
Unterlagen, die für den Nachweis der Zahlung des Mindestlohns erforderlich sind, müssen mindestens für die Dauer der gesamten Beschäftigung des Arbeitnehmers aufbewahrt werden, jedoch längstens zwei Jahre lang. Dies gilt uneingeschränkt auch für geringfügig Beschäftigte.

Neu eingeführt wurde eine Verordnungsermächtigung für das Bundesfinanzministerium, um die Art und Weise der Erfüllung der Dokumentationspflichten im Sinne größerer Flexibilität spezifischen Bedürfnissen der Praxis anzupassen. Entgegen der Forderung des SHK-Handwerks wurden notwendige Ausnahmen für das SHK-Handwerk nicht aufgenommen. Die Aufzeichnungspflicht besteht danach jedoch nicht für Beschäftigte mit einem verstetigten monatlichen Bruttogehalt von 2958 Euro. Allerdings muss in diesen Fällen die Aufzeich​nungspflicht des Arbeitszeitgesetzes beachtet werden.

Weiterführende Informationen finden Sie im Dokument „Mindestlohndokumentations​pflichten“!
Haftung für Sub- und Nachunternehmer (Generalunternehmerhaftung) (§ 13)

Bei Beauftragung eines anderen Betriebs/Unternehmens (= Subunternehmer) zur Erbringung eigener Werksleistungen, haftet der Betrieb ebenfalls für die Verpflichtung des Subunternehmers im Rahmen des MiLoG. Daher sollte sich der beauftragende Betrieb von seinem Subunternehmer immer schriftlich bestätigen lassen, dass dieser tatsächlich den Mindestlohn an seine Arbeitnehmer auszahlt. 

Mehr zu den Haftungsrisiken beim Nachunternehmereinsatz finden Sie in den Dokumenten „Haftungsrisiken beim Nachunternehmereinsatz“ und „Merkblatt Haftungsrisiken“. Darüber hinaus steht ein Musterschreiben an Subunternehmer zum Download bereit, in dem Sie die Zahlung des Gesetzlichen Mindestlohns abfragen.
Ausschluss von Vergabe öffentlicher Aufträge (§ 19)  

Auch eine Tariftreueregelung sieht das Gesetz vor. Danach sollen Unternehmen von Aufträgen öffentlicher Auftraggeber ausgeschlossen werden können, wenn sie aufgrund eines Verstoßes gegen die Verpflichtungen aus dem MiLoG zu einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro verpflichtet werden. Jeder vorsätzliche oder fahrlässige Verstoß gegen die in § 21 des MiLoG aufgeführten Pflichten kann hierfür ausreichen, beispielsweise auch der fahrlässige Verzug mit Lohnzahlungen, Verstöße gegen die Dokumentationspflichten oder die mangelnde Sorgfalt bei Auswahl und Überwachung eines Auftragnehmers, der die Mindestlohnverpflichtung nicht beachtet.

Ursprünglich war darüber hinaus eine weitergehende Regelung vorgesehen, die einen Ausschluss auch bereits ohne abgeschlossenes Ordnungswidrigkeitsverfahren zuließ. Die Streichung entspricht einer Forderung der Verbandsorganisation.
Bußgeld (§ 21)

Verstöße gegen die Grundverpflichtungen des MiLoG können mit Bußgeldern bis 30.000 Euro, in einigen schwerwiegenden Fällen bis zu 500.000 Euro belegt werden.
Mindestlohnkommission (§§ 4 ff.) 

Die Anpassung des Mindestlohnes wird im zweijährigen Turnus (erstmals zum 01.01.2017) durch eine Mindestlohnkommission beraten und durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales in Kraft gesetzt. Die Kommission setzt sich aus jeweils drei Vertretern der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite sowie einem Vorsitzenden und zwei nicht stimmberechtigten Mitgliedern aus Kreisen der Wissenschaft zusammen und wird alle fünf Jahre neu berufen.
